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Prof. Dr. Stefan Bayer, Dr. Deniz Kocak, Prof. Dr. Burkhard Meißner, Julian Pawlak, 
Hptm Severin Pleyer, Prof. Dr. Gary S. Schaal und Dir. Jörn Thießen

Was dürfen wir erwarten?
Sicherheitspolitische Anmerkungen 
zum Koalitionsvertrag

1  Zur sicherheitspolitischen Situation
Die neue Bundesregierung steht vor einer seit Jahren stetig komplexer wer-
denden sicherheitspolitischen Lage. Nicht nur in der militärischen Dimension 
– erinnert sei nur an die Annexion der Krim 2014, die russischen Truppenver-
lagerungen an der ukrainischen Grenze und Spannungen im südchinesischen 
Meer –, sondern auf vielen Ebenen zeigen sich strategische Herausforderun-
gen: die seit spätestens 2008 deutlichen Vulnerabilitäten des international 
vernetzen Finanzkapitalmarktes; die Wirkungen der Pandemie auf die global 
vernetzten Produktions- und Lieferketten treten in Form von Lieferengpässen 
sicherheitsrelevant zutage; eine umfassende digitale Vernetzung hat u. a. hybri-
de Einflussnahmen auf demokratische Willens- und Meinungsbildungsprozes-
se intensiviert und Angriffe auf die kritische Infrastruktur weltweit vermehrt; 
schließlich haben sich die Naturkatastrophen, die mit hoher Wahrscheinlich-
keit Effekte des Klimawandels sind, vermehrt und verschärft und stellen staat-
liche Institutionen des Katastrophenschutzes vor große Herausforderungen. 
Diese kurze Skizze sicherheitspolitischer Herausforderungen zeigt: Sicherheit 
sollte weit verstanden werden und sich nicht exklusiv auf die militärische Di-
mension beziehen. Die größten Herausforderungen resultieren jedoch nicht 
aus einzelnen Ereignissen oder Prozessen; es sind vielmehr die Gleichzeitigkeit 
der Probleme und ihre Vernetztheit, die zu ganz neuen sicherheitspolitischen 
Herausforderungen führen und aufgrund ihrer Neuartigkeit schwer zu antizi-
pieren sind.
Koalitionsverträge sollen mehrfach Wirkung entfalten: Einerseits wirken sie in 
die die Koalition tragenden Parteien hinein und werben um die Unterstützung 
ihrer Mitglieder. Andererseits werden die Bürgerinnen und Bürger mit dem Ziel 
angesprochen, den politischen Kurs der Regierung in den nächsten vier Jahren 
zu verdeutlichen. Für die Mitglieder der Koalition selbst begründet der Text ge-
wisse Verpflichtungen – für die Bundesregierung leiten sich konkrete Vorhaben- 
und Zeitpläne daraus ab. Aus der Gleichzeitigkeit dieser ganz unterschiedlichen 
Wirkungsrichtungen ergeben sich Zielkonflikte. Zugleich sind Koalitionsver-
träge absichtsvoll deutungsoffen verfasst, um politische Handlungsspielräume 
offen zu halten, potentielle Bruchstellen zwischen den Koalitionären nicht of-
fen zu legen und mögliche Konflikte erst in der Zukunft zu eröffnen. Nicht nur 
kann man sie, worauf die neue Außenministerin anlässlich der Vorstellung des 
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Koalitionsvertrages selbst hinwies, auf den Kopf stellen: Dann erscheint, was 
der eine als 6 liest, dem anderen als 9. Sie verbinden vielmehr auch inhaltlich 
Heterogenes: Absichten, Prinzipien, Ideologien und Konzepte. Daher können 
Brüche und Bruchlinien zwischen verschiedenen Weltbildern und Politikkon-
zepten in ihren Texten oft identifiziert werden.
Vor dem Hintergrund der skizzierten sicherheitspolitischen Situation Deutsch-
lands (s. o.) und des weit gefassten Sicherheitsbegriffes, den die neue Regierung 
für ihre „umfassende nationale Sicherheitsstrategie“ [4856 f.] und den Ver-
such einer kohärenten, ressortübergreifenden Außenpolitik offenbar vorsieht 
(S. 143)1, kommentiert dieser Beitrag die Ziele, Maßstäbe und Anliegen der Au-
ßen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik der neuen Bundesregierung. Worin 
soll deren Konzept bestehen? Ist es realistisch? Was sagt der Koalitionsvertrag 
zu strategischen Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik, zu Verteidigung und 
internationaler Zusammenarbeit? Welche Bruchlinien zwischen Konzeptionen, 
Ansprüchen und Realitäten zeigen sich und welche Möglichkeiten?

2  Weiter Sicherheitsbegriff, wertebasierte Außenpolitik 
und Multilateralismus

Ausgehend von dem angedeuteten weiten Sicherheitsbegriff beabsichtigt die 
neue Bundesregierung, im ersten Regierungsjahr eine umfassende nationale 
Sicherheitsstrategie auszuarbeiten [4856 f.]; angestrebt wird eine kohärente, 
ressortübergreifende Außenpolitik (S. 143). Im Vertrag findet sich kein Hinweis 
darauf, dass zu diesem Zweck eine eigene Institution, etwa ein Nationaler Si-
cherheitsrat, geschaffen werden sollte.
Dies wirft die Frage auf, welcher Art die Kohärenz des kohärenten Konzeptes 
sein könnte, aus dem die neue Bundesregierung entsprechend dem Koalitions-
vertrag ihre Außen- und Sicherheitspolitik folgen lassen will. Spannungen und 
Widersprüche kennzeichnen jede Außenpolitik und dies umso deutlicher, je 
größer die Regierungskoalition und je breiter das programmatisch abgedeckte 
Spektrum der beteiligten Parteien sind. Welchen Vorteil böte unter diesen Um-
ständen konzeptionelle Kohärenz?
Kohärenz heißt Abwesenheit von Spaltung; was kohärent ist, bildet ein Ganzes. 
Widerspruchsarmut dürfte ein Moment der Kohärenz sein. Die Bemühung um 
eine kohärente außen- und sicherheitspolitische Konzeption kann ein Element 
der Akzeptanzgenerierung darstellen: Sie eint die diese Politik Vertretenden po-
litisch gegen diejenigen, die ihr widersprechen, und gibt ihnen ein Moment der 
Rechtfertigung an die Hand. Zum anderen böte eine solche kohärente Konzep-
tion den sie Vertretenden Orientierung, insbesondere dann, wenn sie Zielkon-
flikte und Spannungen auflöste bzw. für deren Auflösung Kriterien formulierte. 

1	 SPD / Bündnis 90/Die Grünen / FDP 2021; einfache arabische Ziffern in eckigen Klammern 
beziehen sich auf Zeilennummern, Ziffern mit Seitenangaben in runden Klammern auf 
Seiten des Vertragstextes.
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Die neue Regierung strebt an, ein solches kohärentes Konzept, eine Strategie, 
in ihrem ersten Regierungsjahr zu erarbeiten.
Grundsätzlich will die Regierung die „strategische Souveränität der Europäi-
schen Union“ erhöhen, die gesellschaftliche Resilienz und Zivilverteidigung 
wiederbeleben [3507 ff.], die „Außen-, Sicherheits-, Entwicklungs- und Han-
delspolitik wertebasiert und als Basis gemeinsamer europäischer Interessen“ 
ausrichten [116–119] und den Multilateralismus in der Außenpolitik durch „enge 
Zusammenarbeit mit unseren demokratischen Partnern“ stärken [4392–4397]. 
Am deutlichsten als strategische Partner hervorgehoben werden dabei neben 
den USA und Großbritannien außerhalb der EU (S. 153) Frankreich und Polen als 
wichtigste Partner innerhalb der EU (S. 136).
Die wiederholte Ankündigung der neuen Regierung, ihre „Außen-, Sicherheits- 
und Entwicklungspolitik […] wertebasiert und europäischer“ zu gestalten [4814], 
lässt eine Außenpolitik erwarten, die mit Partnern und Nachbarn kollegial abge-
stimmt und koordiniert wird und auf Übereinstimmung mit den Partnern zielt. 
Von der EU ist in Bezug auf Verteidigung, anders als von der NATO, weniger die 
Rede. Hier verbergen sich Brüche, Konflikte und mögliche Spannungen: Wer die 
eigene Politik nicht an der Basis europäischer Interessen ausrichtet, sondern 
selbst zur „Basis gemeinsamer europäischer Interessen“ [118 f., s. o.] erklärt, 
kann in Konflikt sowohl mit seinen Partnern als auch den eigenen multilate-
ralen Ansprüchen geraten. Abzuwarten bleibt, inwiefern der programmatische 
Entwurf einer möglicherweise kohärenten Strategie seinerseits tatsächlich 
durch die jeweils zuständigen Ministerien mit konkreten Entwürfen für eine 
aus ihm folgende Politik gefüllt wird und welche Orientierungen er im Span-
nungsfeld zwischen Multilateralismus und Werteorientierung artikuliert, da-
mit nicht Werteorientierung, weiter Sicherheitsbegriff und Multilateralismus 
leere Formeln bleiben. Allerdings zeigt sich in der Ankündigung einer Feminist 
Foreign Policy [4864], dass die Regierung den Fokus auf bisher in der Außenpo-
litik weniger zentrale Probleme und Personengruppen lenkt.

3  Ressortübergreifender Ansatz
Der bereits im Weißbuch von 2016 entwickelte ressortübergreifende Ansatz 
wird im Koalitionsvertrag programmatisch in der Einleitung zur Außen-, Si-
cherheits- und Entwicklungspolitik weiter ausgeführt [4815]. Auf welche Weise 
die ressortübergreifende Koordination allerdings institutionell bewerkstelligt 
werden soll, bleibt undeutlich.
Eine umfassende und strategisch weitsichtige Außen- Sicherheits- und Ent-
wicklungspolitik in diesem Sinne wird beispielsweise im indo-pazifischen 
Raum über die Entsendung einer Fregatte hinausgehen und eine langfristige 
Mehrebenendiplomatie sowie eine Strategie für diesen Raum umfassen müs-
sen. Diese sollte berücksichtigen, dass der Indo-Pazifik mehr als nur die po-
litischen und strategischen Schwergewichte China und Indien umfasst, son-
dern auch die ähnlichen Werten wie den unseren verpflichteten Partner Japan, 
Südkorea, Neuseeland und Australien sowie den strategisch herausfordernden 
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und politisch heterogenen Partner ASEAN 2: Mit einer komplexen, heterogenen 
Struktur deutscher Partnerschaft(en) im indo-pazifischen Raum ist zu rechnen. 
Welche neuen Maßnahmen die Koalitionsregierung allerdings ergreifen wird, 
um die wirtschaftlichen und strategischen Interessen Deutschlands und der 
Europäischen Union, insbesondere die Freiheit der Schifffahrt, im Indo-Pazifik 
gegenüber der Volksrepublik China durchzusetzen, bleibt im Koalitionsvertrag 
offen. Darin liegt insofern ein Versäumnis, als die globalen Machtverhältnisse 
sich erkennbar bereits verschoben haben und der Erfolg der deutschen Außen-, 
Sicherheits- und Entwicklungspolitik sich künftig nicht nur am Zustand der 
transatlantischen, sondern auch der Beziehungen zwischen Europa und der in-
do-pazifischen Region messen lassen wird. Dieser Raum aber kommt nur ein 
Mal im Koalitionsvertrag überhaupt vor, die Arktis gar nicht. Auf dem afrika-
nischen Kontinent wiederum deuten sich einige der Brüche und Widersprüche 
an, von denen oben die Rede war: Elemente des Good Governance Ansatzes (De-
mokratie, Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit) dürften einerseits die künftige 
deutsche Politik gegenüber Mali bestimmen, können andererseits aber mit den 
Interessen des europäischen Partners Frankreich in Widerspruch geraten.

4  Bundeswehr und Verteidigung
Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik besitzt als vorletztes Kapitel des 
Koalitionsvertrages keine erstrangige Wichtigkeit. Zentrale Aussagen zur Ver-
teidigungspolitik finden sich allerdings nicht nur im Abschnitt „Verteidigung 
und Bundeswehr“ [5000–5073], sondern auch in anderen Abschnitten, so unter 
„Multilateralismus“ [4841–4893]. In diesen Partien finden sich eine Reihe von 
Bekenntnissen: zum „vernetzten Ansatz“ in der Sicherheitspolitik [4859], zur 
Bundeswehr, den Soldatinnen und Soldaten und dem Wert ihres Dienstes und 
zur Parlamentskontrolle der Streitkräfte [5001–5003].3

Auslandseinsätze im Rahmen des Völkerrechts sowie Bündnis- und Landesver-
teidigung werden als gleichermaßen wichtige Aufgaben der Bundeswehr auf-
gefasst und das Prinzip artikuliert: Beide Aufgaben müsse die Bundeswehr im 
Rahmen eines kohärenten strategischen Konzeptes erfüllen können und „best-
möglich personell, materiell“ und „finanziell verlässlich ausgestattet werden“ 
[5009 f.]. Was das heißt, insbesondere welches Verhältnis zwischen Auftrag und 
Ausstattung bestehen soll, bleibt allerdings offen.4 Das Einzige, was klar ist, ist: 

2	 Association of Southeast Asian Nations mit den Mitgliedsländern Brunei, Indonesien, 
Kambodscha, Laos, Malaysia, Myanmar, Philippinen, Singapur, Thailand und Vietnam.

3	 Mehrfach wird auf die Rolle und Relevanz der Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr 
hingewiesen: sie „leisten einen unentbehrlichen Beitrag zum Schutz unseres Landes, für 
Frieden und internationale Sicherheit“ (S. 143), einen „wesentlichen Beitrag zum Schutz 
und zur Verteidigung unseres Landes sowie unserer Partner und Verbündeten“ (S. 148) 
sowie „einen unverzichtbaren Beitrag zur Internationalen Sicherheit.“ (S. 148).

4	 [5003-5010]: „Neben den Auslandseinsätzen im Rahmen des Internationalen Krisen- und Kon-
fliktmanagements, die auf dem Völkerrecht insbesondere der Beschlüsse der VN basieren, hat die 
Landes- und Bündnisverteidigung an Bedeutung gewonnen. Beide Aufgaben sind durch die Bundes-
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Das Personal und das Material der Bundeswehr sollen so gut sein wie möglich; 
ob dies für ihre Finanzausstattung auch gilt, bleibt aber offen. Für diese reicht 
Verlässlichkeit, also der Verzicht auf kurzfristig nicht absehbare und paradoxe 
Veränderungen. In Aussicht gestellt wird eine gewisse Stetigkeit und Planbar-
keit, keine Steigerungen und auch nicht deutlich, dass die Finanzausstattung 
den Erfordernissen der Aufgaben entspricht.
Insbesondere lässt der Koalitionsvertrag offen, nach welchen Kriterien denn 
über das Mögliche und über das Beste entschieden werden soll. Der Vertrag 
lässt die drei denkbaren Möglichkeiten offen: (1) Über Ausstattung und Finan-
zierung der Streitkräfte wird anhand von Auftrag und Aufgaben entschieden; 
(2) die Zwänge eines möglicherweise zwar stetigen, aber nicht wachsenden 
Verteidigungshaushaltes entscheiden über Aufgaben und Auftrag; (3) zwischen 
Ausstattung und Finanzierung einerseits und Aufgaben und Auftrag der Bun-
deswehr andererseits besteht kein geregeltes Verhältnis.
Ein Indiz, das diesen Eindruck einer gewissen haushälterischen Unklarheit 
in Bezug auf die Verteidigungsaufwendungen ebenfalls unterstreicht, findet 
sich im Abschnitt über „Multilateralismus“ [4841–4893, insbes. 4859–4862], 
wo implizit zum NATO-Ziel Stellung genommen wird, zwei Prozent des Brutto-
inlandproduktes für die Verteidigung auszugeben. Dieses Ziel gaben sich die 
NATO-Mitglieder, als sie 2002 eine Reihe ehemaliger Staaten des Warschauer 
Paktes einluden, ebenfalls NATO-Mitglieder zu werden, ihnen bei dieser Gele-
genheit das Zwei-Prozent-Ziel setzten und sich darum konsequenterweise auch 
selbst auf dieses Ziel verpflichteten. Erneuert und formalisiert wurde diese Ver-
pflichtung beim NATO-Gipfel in Wales 2014: Innerhalb von zehn Jahren wollten 
die NATO-Staaten darauf abzielen, sich auf diesen Richtwert zuzubewegen und 
dabei 20 Prozent ihrer Verteidigungsausgaben in neue Rüstungsinfrastruktu-
ren investieren. Die Koalition beabsichtigt nun, „dass Deutschland im Sinne 
eines vernetzten und inklusiven Ansatzes langfristig drei Prozent seines Brut-
toinlandsprodukts in internationales Handeln investiert, so seine Diplomatie 
und seine Entwicklungspolitik stärkt und seine in der NATO eingegangenen 
Verpflichtungen erfüllt.“ [4859–4861]. Auffällig ist das Wort „langfristig“ hier, 
weil das Ende des Zehn-Jahres-Zeitraumes, innerhalb dessen die NATO-Staa-
ten den Prozess einer Annäherung an das Zwei-Prozent-Ziel zu einem gewissen 

wehr gleichermaßen zu erfüllen. Auftrag und Aufgabe der Bundeswehr müssen sich an den strategi-
schen Herausforderungen und Sicherheitsbedrohungen unserer Zeit orientieren. Das Fähigkeitsprofil 
der Bundeswehr muss sich daraus ableiten. Die Bundeswehr muss entsprechend ihres Auftrages und 
ihrer Aufgaben bestmöglich personell, materiell sowie finanziell verlässlich ausgestattet werden.“ 
Eine mögliche Deutung dieser Passage besteht darin, dass die Verfasser das in Beschlüs-
sen der VN implizite Völkerrecht als Grundlage und Rechtfertigung von Auslandseinsät-
zen ansehen; weiterhin ist es auch möglich, dass sie in Beschlüssen der VN nur eine Un-
terklasse von Völkerrechtssätzen sehen (dann hätten sie allerdings schreiben müssen 
„insbesondere den Beschlüssen der VN“). Undeutlich bleibt auch, ob die Koalitionäre ein Ent-
sprechungsverhältnis zwischen Auftrag und Aufgaben der Bundeswehr einerseits und 
ihrer materiellen, personellen und insbesondere finanziellen Ausstattung andererseits 
überhaupt anstreben, denn was wem entsprechen soll, wird in dem Text nicht zum Aus-
druck gebracht.
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Abschluss bringen wollten, 2024 liegt, also noch innerhalb des unmittelbaren 
und nicht langfristigen Planungshorizontes des Koalitionsvertrages; in diesem 
Wort liegt also möglicherweise eine Absage an die der NATO gegenüber einge-
gangenen Verpflichtungen; aber auch wenn man annimmt, dass die Drei-Pro-
zent-Formel die Verteidigungsanstrengungen einbettet in die Idee einer Au-
ßenpolitik als Gesamtprodukt verschiedener Ressorts, einer gesteigerten 
außenpolitischen Aktivität Deutschlands und umfassend gesteigerter Ausga-
ben für diese, wird man Spannungen, Brüche und Widersprüche konstatieren 
müssen – vor allem zwischen dem vielbeschworenen Multilateralismus und 
den Aussagen über das Finanzielle. Denn die Drei-Prozent-Formel ersetzt ein-
seitig das mit den NATO-Partnern vereinbarte Ziel und die vereinbarten Kriteri-
en durch eine andere Größe, und gleichzeitig gibt die neue Regierung Bekennt-
nisse ab zur NATO als „unverzichtbare Grundlage unserer Sicherheit“ [4890], zur 
„fairen Lastenteilung“ [4891] sowie zu den NATO-Fähigkeitszielen [4893] – nicht 
aber zum Zwei-Prozent-Ziel der NATO, auf das sich auch die Bundesrepublik 
seinerzeit verpflichtet hat. Konkrete Wachstums- oder Entwicklungsziele des 
Verteidigungsbudgets finden sich nicht in dem Koalitionsvertrag. Denkbar ist, 
dass in der Drei-Prozent-Formel die Verpflichtungen und Absichten der NATO 
Raum finden werden (also die Annäherung an zwei Prozent), wenn die außen- 
und sicherheitspolitischen Ausgaben außerhalb des Verteidigungshaushaltes 
unterhalb von ein Prozent bleiben; anderenfalls hätte man die Drei-Prozent-An-
kündigung als nur wenig mit den Partnern koordinierten „Multilaterialismus“ à 
l'allemande zu betrachten.
Ein Feld, auf dem eine Entwicklung und ein Ausbau der Verteidigungsausgaben 
absehbar und zweckmäßig sein dürften, müsste dem Koalitionsvertrag zufolge 
die maritime Sicherheit sein: Im Rahmen der Stärkung der deutschen mariti-
men Wirtschaft sollen „mehr Schiffe unter deutscher Flagge fahren“ [839], und 
passend dazu sollen Unter- und Überwasserschiffbau sowie Instandhaltung als 
Schlüsseltechnologien eingestuft und weiterverfolgt werden. Obwohl der Koali-
tionsvertrag die maritime Abhängigkeit der Bundesrepublik nicht ausdrücklich 
aufführt, soll Deutschland sich als maritimer Player verstehen, auf den Welt-
meeren verstärkte Präsenz zeigen und weiter Schiffbau betreiben. Die Umset-
zung dieses Vorhabens aber sowie die dazugehörige Sicherung von Seewegen 
wird ohne eine sich entwickelnde und vergrößernde Marine kaum möglich 
sein, d. h. kaum ohne zusätzliche Ausgaben. Inwiefern die Aufwendungen für 
solche Vorhaben der Handelspolitik und für die damit verbundenen Verteidi-
gungsanstrengungen etwa mit diplomatischen Anstrengungen oder der inter-
nationalen Entwicklungszusammenarbeit in Konkurrenz oder Konflikt geraten 
werden, lässt sich aufgrund der unspezifischen 3-Prozent-Formel jedoch nicht 
sagen.
Dadurch, dass die neue Regierung die Strukturen der Bundeswehr „effektiver 
und effizienter“ gestalten will und dafür „Personal, Material und Finanzen ei-
ner kritischen Bestandsaufnahme“ unterziehen möchte [5012–5014], führt sie 
eine Daueraufgabe weiter, die immer wieder unternommen wird, so lange die 
Bundeswehr besteht; diese Aufgabe dürfte allerdings ähnlich schwer zu reali-
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sieren sein wie eine Modernisierung des Beschaffungswesens [5020], der digi-
talen Ausstattung, der Führungsmittel und der Voraussetzungen militärischer 
Interoperabilität [5018–5022]. Auf welche Weise die neue Bundesregierung die-
se Modernisierungsaufgaben bewältigen will, geht aus dem Koalitionsvertrag 
nicht hervor. Ein wenig konkreter wird es bei der Rüstung im engeren Sinne: 
Die Regierung will „die rüstungstechnische Zusammenarbeit in Europa, insbe-
sondere mit hochwertigen Kooperationsprojekten“ stärken, dabei Rücksicht auf 
„nationale Schlüsseltechnologien“ nehmen und kleine und mittlere Unterneh-
men gezielt am Wettbewerb um Rüstungsaufträge beteiligen, und sie wird bei 
Ersatz und Beschaffung am Markt verfügbare Systeme gegenüber Neuentwick-
lungen bevorzugen [5024–5027]. Auch hier verbergen sich natürlich Dilemma-
ta und Gefahren: Das Bundesamt für Ausrüstung, Informationstechnik und 
Nutzung der Bundeswehr (BAAINBw) in Koblenz und die deutsche Rüstungsin-
dustrie haben ihre Interessen und Routinen, und die Rüstung wird allein mit 
off-the-shelf-systems kaum ein Technologietreiber oder Garant strategischer 
Souveränität sein können.
Von besonderer Bedeutung sind nach den jahrelangen Debatten über diese 
Fragen die beiden Entscheidungen der Koalition für eine Fortsetzung der nu
klearen Teilhabe Deutschlands5 und für eine Beschaffung bewaffneter Drohnen 
noch in der laufenden Legislaturperiode.6 Die Koalition hat sich für eine Konti-
nuität der nuklearen Abschreckung im Gesamtkontext der NATO entschieden 
und dafür, dass Deutschland in der Entwicklung der Waffentechnik gegenüber 
anderen Nationen nicht zurückfällt. Diese Entscheidungen sind für die Sicher-
heit Deutschlands bedeutsam: Erpressungsversuche werden durch die NATO 
weiterhin abgeschreckt; die nukleare Teilhabe der Allianz ist dabei der Aus-
druck der engen Kooperation mit den USA.7 Auch ist die Beschaffung nuklear-
waffenfähiger Flugzeuge als Ersatz für die alternden PA-200 ‚Tornado‘ noch für 
diese Legislaturperiode angekündigt. Somit ist Deutschlands Verbleib im Kreis 
derjenigen Nationen, die dual-capable aircraft für nukleare Missionen betrei-
ben, gesichert. Dies ermöglicht dem Land eine Stimme innerhalb der Nuklea-
ren Planungsgruppe (NPG) der NATO und in der wichtigen High Level Group.8 
Zugleich verhindert die Entscheidung der neuen Regierung eine Verschiebung 
der substrategischen Nuklearwaffen, etwa nach Polen, und entschärft dadurch 

5	 „Wir werden zu Beginn der 20. Legislaturperiode ein Nachfolgesystem für das Kampfflugzeug Tor-
nado beschaffen. Den Beschaffungs- und Zertifizierungsprozess mit Blick auf die nukleare Teilhabe 
Deutschlands werden wir sachlich und gewissenhaft begleiten“ [5030 ff.].

6	 „Bewaffnete Drohnen können zum Schutz der Soldatinnen und Soldaten im Auslandseinsatz beitra-
gen. Unter verbindlichen und transparenten Auflagen und unter Berücksichtigung von ethischen und 
sicherheitspolitischen Aspekten werden wir daher die Bewaffnung von Drohnen der Bundeswehr in 
dieser Legislaturperiode ermöglichen. Bei ihrem Einsatz gelten die Regeln des Völkerrechts, extrale-
gale Tötungen – auch durch Drohnen – lehnen wir ab“ [5034–5038].

7	 Lutsch 2020; Onderco / Smetana 2021; NATO 2010: 4–5.
8	 Gerzhoy 2015; Buteux 1983; NATO 2020; Kristensen 2015; Kristensen 2019.
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mögliche Konflikte mit Russland und dessen Bedenken gegenüber der NA-
TO-Osterweiterung.9

Es bleibt abzuwarten, ob die Festlegung der alten Bundesregierung auf eine Be-
schaffung von F-18 F ,Super Hornet‘ und F-18 G ,Growler‘ (zur Unterdrückung 
gegnerischer Flugabwehr) für die neue Regierung weiterhin bindend ist. Wenn 
diese es geschickt anstellt, könnte sie nämlich stattdessen durch eine gemein-
same abgestimmte Beschaffung von Jagdflugzeugen des Typs F-35 zu engerer 
Kooperation zwischen den europäischen DCA-Nationen beitragen, denn es be-
stünde u. U. die Möglichkeit, ggf. in zu hoher Zahl von den Niederlanden be-
stellte F-35-Flugzeuge zu übernehmen bzw. sich einer solchen Bestellung an-
zuschließen und die Flugzeuge dann durch Deutschland und die Niederlande 
gemeinsam zu betreiben.10 Dies hätte den Vorteil, einem wichtigen Problem 
der Kooperation in der Entwicklung und beim Bau des nächsten europäischen 
Jagdflugzeugs FCAS vorzubeugen, nämlich der Notwendigkeit einer Zertifizie-
rung durch US-Streitkräfte für die nukleare Teilhabe; Frankreich lehnt nämlich 
aufgrund seiner unabhängigen nuklearen Abschreckung eine Offenlegung sen-
sitiver Daten und eine vollständige Durchleuchtung der Technik durch US-Stel-
len ab und würde dies im Falle von FCAS kaum hinnehmen wollen.11

Die Entscheidung der neuen Regierung, nuklearwaffenfähige Trägersysteme zu 
beschaffen, wirft die Frage auf, ob die Verbringung von Nuklearsprengköpfen 
mit der Hilfe von Flugzeugen in künftigen Konflikten in Operationsräume hi-
nein, die durch A2/AD ‚Anti-access and area denial‘ geschützt werden, möglich 
sein wird.12 Insofern handelt es sich bei dieser Entscheidung um ein politisches 
Signal der Kohärenz an die Verbündeten in der NATO und an Russland.13

Diese Entscheidung der Koalition zugunsten einer Beibehaltung der nuklearen 
Teilhabe steht in einem Spannungsverhältnis zur Absicht der Regierenden, ei-
nen Beobachterstatus der Bundesrepublik Deutschland in der Organisation des 
Atomwaffenverbotsvertrages anzustreben, ähnlich wie es auch Norwegen be-
absichtigt, ein Staat jedoch außerhalb der nuklearen Teilhabe. Diese Absicht 
der neuen Bundesregierung birgt Gefahren für die Kohäsion der NATO, und sie 
wird verbunden sein mit politischen (Konsens- und Kohärenzverluste in der 
NATO) und materiellen (Beiträge zu den Konferenzen des Atomwaffenverbots-
vertrages) Kosten, die ein solcher Status mit sich bringt, kaum aber mit subs-
tanziellen Gewinnen für die deutsche Politik [4907–4909].
Die Bewaffnung von Drohnen soll ebenfalls noch in dieser Periode ermöglicht 
werden. In ihrer Klarheit und Eindeutigkeit sind allerdings beide Ankündigun-
gen – Beibehaltung der nuklearen Teilhabe und Anschaffung bewaffneter Droh-
nen – bemerkenswert, insbesondere vor dem Hintergrund der jahrelangen, die 
Parteien auch im Inneren zerreißenden Diskussionen darum. Der Koalition bie-

9	 Allen 2021; Pifer 2020.
10	 Jennings 2021; Roaten 2021; Sprenger 2019; Church 2015; Pocock 2013.
11	 Siebold / Salaün 2021; Vogel 2021.
12	 Schmidt 2017; Kofman 2019.
13	 Brauß / Mölling 2020; Wolf 2021.
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tet sich allerdings die Möglichkeit, beide Beschaffungsvorhaben zum Anlass für 
intensivierte europäische Kooperationen nehmen zu können.
In Bezug auf den sog. Cyberraum beabsichtigt die Regierung, die Bundeswehr 
zu Abwehr und Operation zu befähigen; konkrete Angaben, wie die Regierung 
ihre „ehrgeizige Cybersicherheitspolitik“ gestalten wird, gibt es nicht, aber res-
sortübergreifend kooperativ soll diese sein.14

Ähnlich grundsätzlich als Aussagen zum Bestand der Streitkräfte, wenn auch 
wenig konkret, sind die Aussagen zu Altersstruktur, Attraktivität, Innerer Füh-
rung, politischer Bildung, Betreuung, Fürsorge, Reserve der Bundeswehr bzw. 
ihrer Angehörigen und zur Bekämpfung des Extremismus [5046–5057]. Ange-
fügt an Bekenntnisse zu „Deutschlands Rolle und Verantwortung für Frieden, 
Freiheit und Wohlstand der Welt“, zu seiner Integration in kollektive Sicher-
heitssysteme und zur Rolle militärischer Gewalt als ultima ratio [5059–5066] 
fallen zwei konkrete Vorhaben auf: „Eine regelmäßige Evaluierung von laufen-
den Auslandseinsätzen werden wir sicherstellen“ [5066 f.] – und den gesam-
ten Afghanistan-Einsatz will die Regierung untersuchen: den Abzug aus dem 
Land durch einen parlamentarischen Untersuchungsausschuss, Konzeption 
und Durchführung der Operationen dagegen durch eine Enquête-Kommission 
[5069–5073]. Eine derartige systematische Auswertung der Erfahrungen, Ein-
sichten, Fehler und Versäumnisse, um daraus Schlüsse für künftige Entschei-
dungen und Operationen zu ziehen, ist notwendig, zweckmäßig, und das GIDS 
wird sich daran gerne beteiligen.

5  Klima und Streitkräfte
Die Klimadebatte [23 ff.] wirkt sich zunehmend auf alle Politikfelder und Akteu-
re aus. Innerhalb eines umfassenden sicherheitspolitischen Konzeptes [4561 ff.] 
dürfte nun die Idee einer Green Army zentral werden: Diese führt zunehmend 
Paradigmen der Nachhaltigkeit in militärische Planungsprozesse ein. Nach-
haltigkeit in diesem Zusammenhang besteht in dem Ziel einer dauerhaften 
Auftragserfüllung durch die Streitkräfte, wobei auch ökologische und soziale 
Facetten Berücksichtigung finden. Unstrittig ist dabei, dass mit dieser Opera-
tionalisierung Streitkräften Klimaschutz nicht als ihre Hauptaufgabe aufgetra-
gen wird, sondern die politisch definierten Aufgaben von Streitkräften unter 
der Nebenbedingung bestmöglichen Klimaschutzes zu erfüllen wären. Green 
Armies könnten insofern in einer Nachhaltigkeitsstrategie eine wichtige Rolle 
einnehmen und auch als Technologietreiber Fortschritt und Wirtschaftsstand-
ort fördern [66 ff., 5391 ff.]. Eine solche Transformation benötigt allerdings öf-
fentliche Investitionen [5370 ff.] und kostet daher Geld. Auch in der Rolle als 
Versicherer gegenüber den gravierenden Auswirkungen des Klimawandels auf 

14	 „Den neuen Bedrohungen im Cyberspace wollen wir durch eine ehrgeizige Cybersicherheitspolitik 
entgegentreten. Die Bundeswehr muss zudem in die Lage versetzt werden, im Verbund mit anderen 
Bundesbehörden im Cyber- und Informationsraum als Akteur erfolgreich zu bestehen. Die parlamen-
tarische Kontrolle über den Einsatz von Cyber-Fähigkeiten der Bundeswehr muss gewährleistet sein“ 
[5040–5044].
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die Gesellschaft sind grüne Streitkräfte leistungsfähig und glaubwürdig, weil 
diese Funktion mit geringem CO2-Fußabdruck geleistet werden könnte [52 ff.; 
1252 ff.; 3494 ff.; die Rolle der Bundeswehr: 3507 ff. („Zivile Verteidigung“); kli-
mawandelbedingte humanitäre Hilfe: 4984 ff.]. Wünschenswert wäre es, wenn 
derartige militärische Nachhaltigkeitsstrategien in eine gesamtstaatliche Kli-
mapolitik eingebettet würden; dies wäre umso wichtiger, je höher der Anteil 
des Militärs innerhalb der Strukturen des Staates an dessen Energieverbrauch 
und Treibhausgasemissionen ist [1750 ff.].
Solche auf Nachhaltigkeit zielende Streitkräfteplanungen knüpfen meist an die 
nationalen Klimastrategien und internationale Verträge an, auch bei führen-
den NATO-Staaten.15 Tatsächlich ist nun allerdings der Beitrag der Streitkräfte 
zum Klimawandel nur von geringer Bedeutung: Der Anteil der US-Streitkräfte 
an den weltweiten Emissionen liegt bei nur 0,18 Prozent.16 Dennoch kann es po-
litisch und gesellschaftlich von erheblicher nicht nur symbolischer Bedeutung 
sein, wenn die Streitkräfte sich darum bemühen, den Ausstoß von Treibhaus-
gasen zu verringern, die entsprechenden Technologien zu entwickeln und sich 
darüber hinaus um eine auch zukünftig zuverlässige und sichere Versorgung 
mit Energie zu bemühen, die doch eine notwendige Voraussetzung ihrer Ein-
satzbereitschaft darstellt. Diese Frage hat nämlich strategische Bedeutung: Die 
Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen beschwört Probleme für die Auftrags-
erfüllung unserer Streitkräfte herauf, die in den Nachhaltigkeitsberichten eini-
ger NATO-Streitkräfte auch dokumentiert sind.17

Man kann es im Sinne einer längerfristigen Gesamtstrategie auch so ausdrü-
cken: „Grüne“ Streitkräfte (hier nicht in der Bedeutung der Infanterie) dürf-
ten eine notwendige Bedingung sein für die künftige Einsatzbereitschaft von 
Streitkräften überhaupt; die Frage der Energieautonomie der Bundeswehr wird 
sich in der Zukunft vor dem Hintergrund künftiger Antriebs- und Mobilitäts-
systeme und der Veränderungen der Energieinfrastruktur ganz neu stellen 
[vgl. 2072 ff. zu Klima und Wirtschaft]. Ausgangspunkt für diese Fortschritts-
überlegungen dürfte im deutschen Kontext die nationale Wasserstoffstrategie 
darstellen [545 ff.; 572 ff.; 657 f.; 1920 ff.], aber auch andere nichtfossile Brenn-
stoffe sind denkbar, und zwar für den gesamten Bereich der militärischen Mo-
bilität [1526 ff.] und Energieinfrastruktur. So kann der Beitrag der Streitkräfte 
zum Schutz vor dem Klimawandel genutzt werden für den Markthochlauf re-
generativer Energien, so wie in der Vergangenheit andere Technologien durch 
das Militär entwickelt und an Märkten etabliert wurden (Computer, Raketen, 
Satelliten, Lasersysteme usw.). Zudem ließen sich beispielhaft strategische Per-
spektiven der Energieautonomie nach 2040 entwickeln und die Möglichkeiten 

15	 Vgl. z. B. Canadian Department of National Defence 2017: 7–9; Ministère des Armées 2018: 
13; UK MoD 2018: 9 f.; Spanish Institute for Strategic Studies 2018: 223; Bundesministeri-
um der Verteidigung 2020: 13 f.

16	 Bayer / Struck 2021.
17	 Vgl. z. B. UK MoD 2018: 25; Canadian Department of National Defence 2017; United States 

Department of Defense 2020.
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zu deren Umsetzung in der gesamten Bundesrepublik prüfen [vgl. 2978 ff. in 
Liegenschaften der Bundeswehr].18

6  Fazit
Welche Gegensätze und Spannungslinien kennzeichnen die außen- und si-
cherheitspolitischen Aussagen und Konzeptionen, die der Koalitionsvertrag 
formuliert? Da sind zunächst gegensätzliche Ziel- und Programmpositionen 
der Koalitionspartner selbst und die in der jüngeren Vergangenheit sichtbaren 
Auseinandersetzungen innerhalb der die Koalition tragenden Parteien. Diese 
Debattenlage drückt sich beispielsweise in den Aussagen des Koalitionsvertra-
ges zur Nuklearstrategie aus: Festhalten an der nuklearen Teilhabe einerseits, 
Beobachterstatus im Atomwaffenverbotsvertrag andererseits; ähnlich unent-
schieden erteilt der Koalitionsvertrag einerseits den finanziellen Verpflichtun-
gen gegenüber der NATO keine Absage, bekennt sich aber auch nicht expressis 
verbis zu ihnen.
Auch diejenigen Spannungen, die eher grundsätzlicher Natur sind, bedürfen 
weiterer Klärung und Konkretisierung, beispielsweise der Zielkonflikt zwischen 
einer werteorientierten und einer multilateralen Außenpolitik, insbesondere 
dann, wenn über Wertorientierungen mit außenpolitischen Partnern Kon-
flikte bestehen oder wenn Wertepartner divergierende Interessen verfolgen. 
Zwischen einer werteorientierten und einer multilateralen Außenpolitik wa-
ren Spannungen und Widersprüche bereits in der Vergangenheit beobachtbar, 
etwa am Beispiel des Umganges mit den nahen Partnern Polen und Ungarn, und 
man wird sehen, wie die neue Bundesregierung mit den damit verbundenen 
Dilemmata umgeht. Kontraste zwischen Werte-, Verpflichtungs- und Interes-
senpartnerschaften aber werden im Blick auf einige der Konfliktzonen der Welt 
(Indo-Pazifik, Ostseeraum, Naher Osten) auch in der näheren Zukunft wohl an 
Bedeutung nicht abnehmen.
Eine jahrzehntealte Debatte kennzeichnet die deutsche Außenpolitik: die der 
Balance zwischen europäischer und nordatlantischer Bindung und Perspekti-
ve. An beiden Orientierungen hält die neue Regierung fest und will diese in-
tensivieren und ausbauen. Interessenkonflikte, die sich aus diesen beiden geo-
graphischen und strategischen Orientierungen ergeben, werden in einer mit 
klaren Zeitlinien geplanten Sicherheitsstrategie angesprochen, wenn nicht ge-
löst werden müssen.
Die grundsätzlicheren der angedeuteten Spannungen und Widersprüche er-
weisen sich als Wirkungen von Vertragsverhältnissen, Verpflichtungen, geo-
graphischen und wirtschaftlichen Gegebenheiten, die nicht ohne weiteres zur 
Disposition einer Regierung stehen. Die typischen Spannungen innerhalb einer 
Mehrparteienkoalition kommen zu solchen grundsätzlicheren Zielkonflikten 
deutscher Außen- und Sicherheitspolitik hinzu.

18	 Vgl. Rappuhn / Struck 2021.
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Das kohärente außen- und sicherheitspolitische Konzept, die Strategie, die die 
Regierung in ihrem ersten Jahr erarbeiten will, wird nicht unerhebliche Abwä-
gungsfragen, Widersprüche und Interessenkonflikte nationaler wie internati-
onaler Art zu überwinden haben, und die diesen zugrunde liegenden Proble-
me, von den Desintegrationsphänomenen in NATO und EU über die Konflikte 
in Osteuropa bis zu den Spannungen im Nahen und Fernen Osten, werden auch 
in diesem ersten Regierungsjahr keine Pause machen. Das gilt auch für die Ge-
fahren des Klimawandels und den technischen Fortschrittsbedarf: Hier böten 
sich allerdings grüne und intelligente Streitkräfte als Treiber der Technologie 
und Exempel der Nachhaltigkeit bereits jetzt an.
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